
Dieser Bundespräsident lädt immer
wieder zu der Vermutung ein, er sei
weniger ein Präsident des Volkes,
denn einer der Arbeitgeber. Jüngst

hat er sich – pünktlich zum CDU-Bundes-
parteitag – Jürgen Rüttgers, CDU-Minister-
präsident, zur Brust genommen, weil dieser
fordert, ältere Arbeitnehmer sollen länger als
jüngere Arbeitslosengeld I erhalten, was in-
zwischen eine Mehrheit auf dem Dresdner
Parteitag fand. Das war schon nicht mehr
präsidial – das war schon tagespolitischer
Nahkampf. 

Ähnlich markant hatte Köhler im Sommer
2005 zu seiner Entscheidung gesprochen, auf
Antrag von Kanzler Schröder Neuwahlen
anzusetzen: Deutschland vergreist, Zukunft
steht auf dem Spiel, Föderalismus überholt,
noch nie da gewesene Finanzkrise. Das klang
wie die Propaganda der Unternehmer und
Konservativen, die damals die Rot-Grünen in
den Untergang reden wollten. Nach dieser
Rede dachte man: Mein
Gott, das Land bricht
zusammen. Und dann
Köhlers Auftritt vor
Arbeitgebern im März
2005: Vorfahrt für Ar-
beit, alles unterlassen,
was Arbeit verhindert,
alles zulassen, was Ar-
beit schafft, Lohn-
zurückhaltung. Das war wiederum kaum
verklausuliert: Arbeitgeber-Position pur.

Horst Köhler spricht auch zu anderen The-
men: zum demographischen Wandel, zur Fa-
milienpolitik. Aber diese anderen Reden blei-
ben weniger haften. Vielleicht, weil er sie
bloß vorträgt, ohne Überzeugung. Und Er-
innerungen an weitere Reden können nicht
vorhanden sein, weil er die (noch) nicht ge-
halten hat: die zur Klimakatastrophe; die
zum Zustand dieser Demokratie; die zu der
Gefahr, die von Oligopolen und Monopolen
für diese von ihm so hochgehaltene Wettbe-
werbs-Wirtschaft ausgeht.

Andererseits registriert Köhler viel genau-
er als andere, was bei uns im Land los ist. Er
warnte vor Jahren vor zu großen Einkom-
mensunterschieden, weil diese »Instabilitä-
ten schaffen«. Massenarbeitslosigkeit führe
zu »Spaltungstendenzen«. Und bereits im
Mai 2004 sprach er über das, was heute der
Sozialdemokrat Franz Müntefering immer
noch nicht wahrhaben will: »Manche Sozio-
logen warnen bereits, dass sich in unserer Ge-
sellschaft eine neue Unterschicht bilden
könnte«. Mai 2004.

Was ist das also für ein Bundespräsident,
den Angela Merkel und Guido Westerwelle
für uns alle ausgesucht haben? Horst Köhler,
Volkswirt, handelte die deutsch-deutsche
Wirtschafts- und Währungsunion mit aus,
war als Sherpa der Regierung Kohl deren Un-
terhändler in allen europäischen und interna-
tionalen Wirtschafts- und Finanzfragen, war
Präsident des Sparkassen- und Giroverban-
des, Präsident der Osteuropabank, Ge-
schäftsführender Direktor des Internationa-
len Währungsfonds (IWF).

Und Bundespräsident Köhler war und ist
das Gegenbild zu Bundespräsident Rau.

Über viele Themen, die Rau wichtig waren,
redet Köhler nicht oder nur am Rande. Und
wenn sie über dasselbe reden, dann anders.
Rau in einer seiner letzten Reden: Der de-
mokratische Staat sei mehr als eine Agentur
zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes. In
diesem einen Satz steckt mehr Politik als in
vielen Reden von Köhler. Wenn Köhler von
Dynamik redet, dann im Zweifel von der
der Wirtschaft. Wenn er von Entwicklung
redet, dann von der der Aktienkurse. Das
heißt nicht, dass Gerechtigkeit und Sozial-
staat für ihn nicht wichtig seien. Sie sind es
aber nur, soweit sie zum Gelingen des Wirt-
schaftens beitragen. Die Gesellschaftspoli-
tik, die in alldem steckt – das ist nicht seine
Welt.

Horst Köhler tut man nicht Unrecht, wenn
man ihm vor allem anhand seiner nicht ge-
haltenen Reden unterstellt, dass er kein An-
hänger einer partizipatorischen Demokratie
ist, sondern die Eliten-Demokratie bevor-

zugt. Widersprechen
würde er vermutlich bei
dieser Behauptung: Er sei
weder Konservativer
noch Politiker. Es ist aber
so. Konservative leiden
an den Verwerfungen, die
der marktliberale Kapita-
lismus hervorbringt: die
Schäden an der Natur;

das Infragestellen der menschlichen Schöp-
fung; die wegbrechenden Grundlagen für fa-
miliäres Leben. Das alles sieht Köhler auch,
aber er steht ihm rührend hilflos gegenüber,
weil er derartige Verwerfungen nicht als Fol-
gen seiner heiß geliebten Wirtschaftsordnung
akzeptieren kann. Diese Unfähigkeit macht
ihn zu einem Nicht-Politiker, ebenso wie sein
alles andere dominierender Hang zum
marktliberalen Denken, Reden und Handeln,
der ihm die Möglichkeit nimmt, mit Über-
zeugung konservativ zu sein.

Letzteres wiederum ist sein Kernproblem.
Denn marktliberal ist die Kanzlerin selbst.
Wenn sie es nicht ist, dann, weil es ihr gerade
nicht in den Kram passt. Und wenn es ihr
nicht in den Kram passt, dann will sie auch
nicht, dass der Bundespräsident sich als
Marktliberaler oder gar Marktradikaler gibt.
Und weil das so ist, deshalb handelt es sich
bei diesem Bundespräsidenten – rein unter-
nehmerisch gedacht – um eine Überbeset-
zung. Da die Marktliberalen es jedoch noch
nicht geschafft haben, diese Demokratie zu
einem Unternehmen umzumodeln, deshalb
wird Horst Köhler nicht entlassen – er wird
seine befristete Vollzeit-Stelle behalten. Und
weiter als Fehlbesetzung wirken. Dass er das
tut, das liegt nicht an ihm. Das liegt daran,
dass dieses Amt – welch’ eine Beruhigung! –
auch vom Publikum immer noch als das
wahrgenommen wird, was es ist: als ein hoch-
politisches. Weshalb einer, der immer und
nur marktliberal ist, es per se nicht ausfüllen
kann. Und weil diese Kluft gesehen und ge-
spürt wird, deshalb wirkt die Besetzung die-
ses Amtes mit Horst Köhler als anhaltend
misslungen. Das schlägt auf ihn, den Intelli-
genten, den Kompetenten, den Erfahrenen
zurück, was zu bedauern ist. Es sollte allein
auf die Marktradikale und den Marktradika-
len zurückschlagen, die ihn für dieses Amt
ausgewählt haben. Denn es zeigt, wie sie die-
ses hohe Amt sehen und welche Politik sie im
Sinn haben. ■
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Lutz Herden

Die Stunde der Schurken
HANDREICHUNGEN ■  Zieht sich George Bush auch mit syrischer und iranischer Hilfe aus dem
irakischen Sumpf?

Die absurdeste Erklärung für das At-
tentat auf den libanesischen Indu-
strieminister Gemayel verbreiten die
Forces Libanaises, die größte christli-

che Partei in der Regierung Siniora: Syrien
stehe hinter dem Anschlag, weil es den von
der UNO geplanten Internationalen Ge-
richtshof über den Tod von Ex-Premier
Hariri verhindern wolle. Eine These, die auch
hierzulande mit Hingabe kolportiert wird.
Als ob nicht ein weiterer politischer Mord
nach dem Hariri-Muster die Vereinten Na-
tionen nur darin bestärken muss, auf ihrem
Tribunal zu bestehen. Zuweilen aber gelten
Verschwörungstheorien per se als »richtig«,
wenn sie den richtigen Feindbildern dienen
und weniger der Logik. 

Davon abgesehen gehört schon viel Perfidie
dazu, Syrien quasi im gedanklichen Hand-
streich als notorischen Wiederholungstäter
und Urheber des libanesischen Dramas aus-
zurufen. Als wäre in diesem Sommer nicht Is-
rael, sondern Syrien im Libanon einmar-
schiert. Als hätte nicht die israelische, son-
dern die syrische Luftwaffe über Wochen
Beirut bombardiert. Als wären dabei nicht
Tausende von Toten und Hunderttausende
von Flüchtlingen zu beklagen gewesen. In
hiesigen Medien verkümmert offenbar zuse-
hends die Fähigkeit, unvoreingenommen zu
urteilen. Stattdessen grassiert die Neigung,
internationale Vorgänge, zumal solche im
Nahen Osten, durch das Raster eines apo-

diktisch aufgeladenen Freund-Feind-Den-
kens und einer unangenehm auftrumpfenden
Moralität zu pressen, auf dass eigene Welt-
Bilder gleisnerische Beschönigung erfahren.
Der Abstand zu George Bushs missionari-
schem Gehabe ist dabei nicht so groß wie oft
aus Prestigegründen behauptet.

Warum sollte sich Syrien ausgerechnet jetzt
vor aller Welt als »Schurke« zu erkennen ge-
ben, wenn sogar der US-Präsident, dem das
Land dieses Stigma zu verdanken hat, nicht
mehr ausschließen kann, sich auch dank syri-
scher und iranischer Handreichung aus dem
irakischen Sumpf zu ziehen? Syrien und Iran
gewinnen als Nachbarn absolut nichts, ver-
fällt der Irak einem Amoklauf der Gewalt.
Warum also daraus kein politisches Kapital
schlagen? Für die Bush-Regierung mag das
dem Sprung über den eigenen Schatten
gleichkommen. Sich mit Damaskus und Te-
heran zu arrangieren, hieße den Totalbank-
rott des Greater Middle East eingestehen, der
sowohl mit Blick auf die syrische wie die ira-
nische Führung auf »regime change« plädier-
te. Doch dank einer regionalen Verständi-
gung einen irakischen Bürgerkrieg zu ver-
hindern, erscheint allemal sinnvoller, als auf
ein stärkeres Engagement des Westens zu set-
zen, der in Bagdad nur als Konkursvoll-
strecker der Amerikaner empfunden und
vermutlich scheitern würde. 

Freilich wird es diesen Ausweg nur geben,
wenn dabei auch an die Interessen Syriens

und Irans bedacht werden: Ein gerechter
Frieden mit Israel und die Rückgabe der Go-
lan-Höhen allemal, die Akzeptanz eines zi-
vilen Gebrauchs der Kernenergie durch den
Iran ebenso, dessen Sicherheitsbedürfnisse
als legitim respektiert werden. Gewiss für die
Amerikaner ein extrem hoher Preis. Zu
hoch, wie anzunehmen ist, auch wenn außer
Frage steht: Er dürfte kaum fallen, solange
der Irak am Rande der Selbstzerstörung
wandelt.

Wie die »Entente der Schurken« Gestalt an-
nimmt, haben am 21. November Syriens
Außenminister al-Muallim und sein iraki-
scher Amtskollege Hoshiar Zebari mit der
Wiederaufnahme ihres diplomatischen Ver-
kehrs zu erkennen gegeben. In dieser Woche
gab es quasi als Fortschreibung den iranisch-
irakischen Gipfel zwischen den Präsidenten
Achmadinedschad und Talabani in Teheran,
wozu ursprünglich auch Syriens Staatschef
Bashar al-Assad stoßen sollte, der jedoch mit
den USA direkt verhandeln will. Und wohl
damit spekuliert, dass eine Zeit heranreift, in
der die Amerikaner den Golan als Gegenlei-
stung für syrische Hilfe im Irak anbieten und
Israel dem zustimmen muss, will es seine
strategische Allianz mit Washington nicht
über Gebühr belasten. Al-Assad wird hoffen,
darauf nicht so lange warten zu müssen, wie
das seinem Vater beschieden war, der deshalb
nach Umwegen suchte. Sie führten ihn nicht
zuletzt in den Libanon. s. auch Seite 8
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konservativ zu sein 

Wolfgang Storz

Der BDI-Präsident
PARTEILICH STATT PRÄSIDIAL ■  Mit seinen marktradikalen Positionen
neigt Horst Köhler zu tagespolitischen Nahkampf-Einlagen 
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